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Andrej HolmWohnungsprivatisierung in Europa
Strategien, Verfahren und Auswirkungen  
in Großbritannien, Polen und den Niederlanden

Aufgrund der in vielen Städten praktizier-
ten Privatisierung öffentlicher Wohnungs-
bestände seit Ende der 1990er Jahre wurde 
in Stadtverwaltungen, der Wohnungswirt-
schaft und in der Wissenschaft engagiert 
über die möglichen Folgen gestritten. Ins-
besondere zu Fragen nach den Konsequen-
zen für eine soziale Wohnungsversorgung 
und mögliche Stadtentwicklungseffekte 
gibt es polarisierte Positionen. Die Folgen 
von Privatisierungen wurden in den letzten 
Jahren in verschiedenen Forschungsvorha-
ben untersucht. In diesen Projekten wur-
den unterschiedliche Fragestellungen meist 
exemplarisch anhand von Fallbeispielen 
analysiert. Ein Blick in andere europäische 
Länder lohnt sich, um die Erkenntnisse zu 
erweitern.  

Erst in einem internationalen Vergleich 
wird die Sonderstellung der in Deutschland 
dominierenden Privatisierung im Rahmen 
von En-bloc-Verkäufen an institutionelle 
Anleger deutlich. Darüber hinaus können 
in einigen Ländern bereits Langzeitfolgen 
von Privatisierungsprozessen beobach-
tet werden. Und nicht zuletzt lassen sich 
so verschiedene Modelle der Privatisie-
rung vor dem Hintergrund ihrer sozialen 
und sozialräumlichen Effekte analysieren. 
Mit Beispielen zu London, Warschau und 
Amsterdam diskutiert dieser Beitrag drei 
sehr verschiedene Privatisierungsprakti-
ken und will zu einem tieferen Verständnis 
von Privatisierungslogiken im Wohnungs-
sektor beitragen. Im Vordergrund steht da-
bei weniger die Suche nach einer besseren 
Privatisierungsstrategie als vielmehr das 
Ausleuchten von den sehr verschiedenen 
Problemlagen unterschiedlicher Privatisie-
rungsformen.    

1	 Wohnungsprivatisierung in Europa

Die Wohnungspolitik war in den meisten 
(west-)europäischen Ländern ein Kernstück 
der Wohlfahrtssysteme. Die Ausgestaltung 
dieser Funktion unterschied sich jedoch in 
den einzelnen Ländern zum Teil erheblich 
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hatte viele Gesichter. In den letzten 20 Jah-
ren ist jedoch in (fast) allen europäischen 
Ländern eine Erosion dieser sozialstaatli-
chen Wohnungsversorgung zu beobachten.1  

Trotz aller nationaler Unterschiede und ei-
ner Pfadabhängigkeit der wohnungspoli-
tischen Veränderungen haben sich einige 
wohnungspolitische Orientierungen euro-
paweit durchgesetzt: Der Ausbau der indi-
vidualisierten Subjektförderung, der Über-
gang zu indirekter Eigentümerförderung 
statt nachhaltiger Angebotssteuerung sowie 
die Beschränkung der Wohnungspolitik von 
der Versorgung breiter Bevölkerungsschich-
ten hin zur Fürsorge von Benachteiligten 
stehen für die Konturen eines sich etab-
lierenden neoliberalen Wohlfahrtsregimes 
im Bereich der Wohnungsversorgung. In-
ternational vergleichende Beschreibun-
gen wohnungspolitischer Veränderungen 
in den vergangenen 20 Jahren verweisen 
auf einen Trend in Richtung (neo)liberaler 
Wohlfahrtssysteme – unabhängig davon, ob 
früher wohnungspolitische Arrangements 
eher in einer sozialdemokratischen oder in 
einer korporatistischen Sozialstaatstradi
tion standen.2

Als allgemeine Trends lassen sich insbeson-
dere die Reduktion von Förderprogrammen 
des sozialen Wohnungsbaus, die Auswei-
tung des Sektors von Eigenheimen und 
Eigentumswohnungen sowie die Privati-
sierung vormals öffentlicher Bestände be-
obachten.  

Bezogen auf den Umbau der Wohnungs-
versorgungssysteme in Europa können ver-
schiedene Phasen mit unterschiedlichen 
räumlichen Schwerpunkten des Privatisie-
rungsgeschehens beschrieben werden. Eine 
erste Welle von Wohnungsprivatisierungen 
startete bereits in den 1980er Jahren mit 
den Gesetzen des „Right to Buy“ in Groß-
britannien und wurden zumindest in den 
akademischen Debatten als Ausdruck einer 
neoliberalen Politikagenda der britischen 
Politik bewertet.3  

Der Fokus der Privatisierungen in den 
1990er Jahren konzentrierte sich auf die 
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munalpolitische Steuerungsinstrumente 
eine zentrale Bedeutung. Die vorliegenden 
Beispiele konzentrieren sich mit London, 
Warschau und Amsterdam auf drei euro
päische Großstädte, die vor den Privatisie-
rungen über einen umfangreichen öffentli-
chen Wohnungsbestand verfügten. 

2	 Right to Buy: Privatisierung von 
öffentlichem Wohnraum in London

Wohnungspolitische Rahmenbedingungen

Die Wohnungspolitik in Großbritannien ist 
traditionell durch einen relativ hohen Ei-
gentumssektor geprägt. Selbst zu Hochzei-
ten einer sozialen Wohnungspolitik Ende 
der 1970er Jahre betrug der Anteil von 
selbstgenutzten Eigentumswohnungen fast 
60 % des Gesamtbestands – heute sind es 
über 70 %. Demgegenüber hatte der in vie-
len kontinentaleuropäischen Städten weit-
verbreitete private Mietwohnungsmarkt 
immer nur eine marginale Funktion für 
die Wohnungsversorgung. Zwischen 1979 
und 2005 hat sich der Anteil privater Miet-
wohnungen im Landesdurchschnitt von 
14 % auf 10 % reduziert. Als ein im weites-
ten Sinne sozialer Wohnungssektor können 
die kommunalen Council Homes und die 
gemeinnützigen Housing Associations an-
gesehen werden. Ihr Gesamtanteil hat sich 
durch die Privatisierungspolitiken seit An-
fang der 1980er Jahre von knapp 30 % auf 
aktuell unter 20 % reduziert. Ein Vergleich 
mit den landesweiten Durchschnittswerten 
zeigt, dass in London die sozialen Wohnun-
gen – trotz einer Halbierung des Council 
Housing seit 1979 – mit insgesamt etwa ei-
nem Viertel noch immer einen erheblichen 
Anteil des städtischen Wohnungsbestands 
ausmachen. 

Von den Rückgängen waren die Bestände 
des Council Housing besonders stark be-
troffen. Diese von den Kommunen errich-
teten und verwalteten Wohnungsbestände 

ost- und mitteleuropäischen Länder und 
umfasste (in verschiedenen Modellen) eine 
umfassende Privatisierung der öffentli-
chen Wohnungsbestände.4 Die Formen und 
Effekte der eigentumsrechtlichen Über-
tragung der Wohnungen an die Bewohne-
rinnen und Bewohner müssen dabei im 
Kontext einer gesamtgesellschaftlichen 
Transformation von einer staatlichen Plan-
wirtschaft hin zu einer marktwirtschaftli-
chen Ordnung betrachtet werden.5

Schwerpunkte von Privatisierungsaktivitä-
ten nach dem Jahr 2000 lagen insbesonde-
re in Deutschland und den Niederlanden. 
Die Art der Durchführung ebenso wie die 
Folgen in diesen beiden Ländern unter-
schieden sich von den bisherigen Privatisie-
rungserfahrungen in Großbritannien und 
den Transformationsländern. Die Privati-
sierung in den Niederlanden kann dabei als 
eine „behutsame Privatisierung” einzelner 
Wohnungen bezeichnet werden, während 
in Deutschland überwiegend größere Woh-
nungsbestände en bloc verkauft und weit-
gehend als Mietwohnungen weitergeführt 
wurden.

In den wohnungspolitischen und wissen-
schaftlichen Debatten um Wohnungspri-
vatisierungen stehen neben finanz- und 
ordnungspolitischen Positionierungen vor 
allem Fragen der Wohnraumversorgung 
und der Stadtentwicklung im Vordergrund. 
Insbesondere negative Auswirkungen auf 
die Wohnungsversorgung benachteiligter 
Gruppen und auf sozialräumliche Segre-
gationsprozesse werden in diesem Zu-
sammenhang befürchtet. Auch wenn viele 
soziale Wohnungsversorgungssysteme auf 
der Basis nationaler Programme entstan-
den sind, können die wesentlichen sozia-
len Auswirkungen der Wohnungspolitik nur 
auf der Basis von fallbezogenen Analysen 
erfasst werden. Insbesondere im Zusam-
menhang mit der Durchführung von Woh-
nungsprivatisierungen und den lokalen 
Bewältigungsstrategien haben zudem kom-

Tabelle 1
Anteil der verschiedenen Eigentumsformen am Wohnungsbestand in Großbritannien und London 
von 1979 bis 2005 (in %)

Quellen: Mallpass 1999, CECODHAS 2005, Power 1993, GLA 2005: 36, LRC 2000: 42 

Eigentumswohnungen Council Housing Housing Associations Private Mietwohnungen

UK London UK London UK London UK London

1979 57 50 28 32 1 5 14 13

1989 68 57 19 24 2 5 11 13

2005 71 59 11 15 8 9 10 17
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reicht, reduzierte sich die Förderrate bis zur 
Jahrtausendwende auf knapp über 50 % der 
Kosten.

Insbesondere neu gegründete Housing As-
sociations stellten für Investitionen in den 
sozialen Wohnungsbau eine Alternative 
dar. Anders als die oft verschuldeten Kom-
munen können die Housing Associations 
Kredite auf dem Kapitalmarkt akquirieren, 
so dass dringende Reparaturen und Sa-
nierungsarbeiten dort eher durchgeführt 
wurden als in den Council Housings. Zu-
gleich war jedoch damit ein stärkerer be-
triebswirtschaftlicher Druck im Sozialwoh-
nungsbereich verbunden. Seit 1988 haben 
die Housing Associations mehr als 14 Mrd. 
Pfund an Privatkrediten aufgenommen, das 
entspricht 40 % des gesamten Investitions-
volumens. Insofern muss zumindest auf der 
Finanzierungsseite des Wohnungsbaus von 
einer Privatisierung gesprochen werden. 

Im Gegensatz zum kommunalen Coun-
cil Housing entziehen sich die Housing 
Associations mit ihrer Abhängigkeit von 
der nationalen Housing Corporation einer 
lokalstaatlichen Steuerung. Der soziale 
Mietwohnungssektor in Großbritannien 
ist somit nicht nur durch starke Privatisie-
rungstendenzen gekennzeichnet, sondern 
kann darüber hinaus als Verlust der kom-
munalen Steuerungspotenziale beschrie-
ben werden.8

Darüber hinaus wurde die Mietgesetzge-
bung in Großbritannien deutlich liberali-
siert. 1989 wurde das sog. Fair Rent-Sys-
tem eingestellt und seitdem können die 
Wohnungsbaugesellschaften im sozialen 
Mietwohnungssektor die Miethöhen selbst 
festlegen. Im Ergebnis stiegen die (Sozial-)
Mieten in den 1990er Jahren im Durch-
schnitt um etwa 30 %. Die meisten kommu-
nalen Wohnungsanbieter sind mittlerweile 
auf eine Form des Vergleichsmietensystems 
umgestiegen, bei dem die Mieten in einem 
Verhältnis zur Qualität und Ausstattung der 
Wohnungen festgesetzt werden. Die aktuel-
le Mietregulierung im Bereich der Council 
Housings wie auch der Housing Associa-
tions berechnet sich zu 70 % aus den regio-
nalen Einkommensdurchschnitten und zu 
30 % aus den Kapitalwerten der Wohnanla-
gen. Durch eine gleichzeitige Restrukturie-
rung der Kommunalfinanzierungen sahen 
sich viele Kommunen gezwungen, ihre Ein-
nahmen aus den Wohnungsbeständen zu 

wurden überwiegend seit den 1920er Jah-
ren und verstärkt nach dem 2. Weltkrieg 
errichtet und hatten sich mit landesweit 
über 6 Mio. Wohnungen (1979) zu dem zen-
tralen wohnungspolitischen Instrument in 
Großbritannien entwickelt. Bis zur Wahl 
von Margaret Thatcher 1979 und der neoli-
beralen Wende in der britischen Sozial- und 
Wohnungspolitik betrug ihr Anteil am Ge-
samtwohnungsbestand fast ein Drittel – be-
zogen auf den Mietwohnungssektor waren 
es sogar 72 %. Ein großer Teil der Council 
Housing-Bestände wurde in den für eng-
lische Vororte typischen Cottage Estates 
errichtet. Etwa 4 Mio. Council Homes be-
fanden sich in solchen Ein- und Zweifa-
milienreihenhäusern. Über 2,5 Mio. Woh-
nungen und damit etwa 40 % der Council 
Housing-Bestände wurden seit 1979 priva-
tisiert und größtenteils an die Mieter ver-
kauft. 

Demgegenüber stellen die Housing Asso
ciations ein relativ junges Instrument der 
sozialen Wohnungsversorgung dar. Ihr 
Anteil lag bis Ende der 1980er Jahre bei 
lediglich 2 % – inzwischen sind sie mit ei-
nem Anteil von 8 % am Gesamtwohnungs-
bestand in der quantitativen Bedeutung 
fast zu den Council Homes aufgeschlos-
sen. Als Social Registred Landlords un-
terliegen die Housing Associations einer 
Gemeinnützigkeit. Insbesondere eine 
Zweckbindung der Gewinne für Investi
tionen in den Wohnungsbestand oder zur 
Erschaffung neuer Wohnungen soll dabei 
eine spekulative und gewinnmaximieren-
de Wohnungsbewirtschaftung begrenzen. 
Seit 1989 sind die Housing Associations 
gegenüber den Council Homes finanziell 
bessergestellt. Nach einer Umstellung der 
Wohnungsbauförderbedingungen, die sich 
nun stärker auf Kapitalmarktkredite stüt-
zen, konnten nur noch wenige Kommunen 
eine Ausweitung ihrer Council Housing-Be-
stände gewährleisten.6 Den oft überschul-
deten Kommunen wurden von privaten 
Banken keine Kredite oder nur solche zu 
sehr schlechten Konditionen ausgereicht. 
Seit Beginn der 1990er Jahre ist ein deutli-
cher Rückgang der Wohnungsbauausgaben 
für den Bereich der kommunalen Council 
Housings zu verzeichnen.7 Im Zuge verän-
derter Förderrichtlinien verringerte sich 
zudem der Subventionsanteil an den Inves-
titionen: Wurden noch zu Beginn der 1990er 
Jahre Fördersummen in der Höhe von 70 
bis 75 % der anerkannten Kosten ausge-



Andrej Holm: Wohnungsprivatisierung in Europa686

Instandhaltung in diesen Beständen stand 
einer durchgreifenden Privatisierung im 
Wege. Vor diesem Hintergrund muss der 
Erlass eines weiteren Housing Act „Large 
Scale Voluntary Transfer“(1988) gesehen 
werden. Mit diesem wurde die Übertragung 
größerer Wohnbestände an Housing Associ-
ations ermöglicht. Da eine solche Übertra-
gung für die Mieter und Mieterinnen eine 
Aufhebung ihres individuellen Right to Buy 
bedeutet, sind die Übertragungen an eine 
mehrheitliche Zustimmung der Bewohner 
gebunden.15 Mit der finanziellen Benachtei-
ligung der Council Housing-Bestände durch 
die 1989 durchgesetzten Veränderungen der 
Wohnungsbauförderung wurden Anreize 
für Übertragungen an Housing Associa-
tions zusätzlich gestärkt. Nach 15 Jahren 
einer Politik von Privatisierungsanreizen 
wurde 2004 mit dem „Right to Buy Changes“ 
(Housing Act 2004) erstmals ein gesetzliche 
Grundlage zur Regulierung und Beschrän-
kung der Privatisierung verabschiedet. In 
dem Gesetz wurden Einschränkungen für 
den Weiterverkauf von privatisierten Woh-
nungen festgelegt, um Spekulationen und 
organisierte Aufkäufe von Sozialwohnun-
gen zu verhindern.

Verlauf und Struktur der  
Wohnungsprivatisierung

Eine Übersicht der Privatisierungsaktivi-
täten in London zeigt, dass mit Ausnahme 
eines Privatisierungsbooms direkt nach 
Einführung des Right to Buy die Schwer-
punkte der Privatisierung in der letzten De-
kade liegen. Insgesamt wurden dort etwa 
287  000 Council Homes privatisiert oder an 
Housing Associations übertragen – das ent-
spricht knapp 40 % des kommunalen Woh-
nungsbestands vor der Privatisierung. 

Dieser zeitliche Verlauf der Privatisierung in 
London unterscheidet sich von dem landes-
weiten Prozess. Während in England (ohne 
London) über 66 % des gesamten Privatisie-
rungsgeschehens bis 1990 abgeschlossen 
waren, lag der Londoner Vergleichswert zu 
diesem Zeitpunkt bei lediglich 37 %. Über 
60 % der Wohnungsprivatisierungen in Lon-
don wurden demnach erst nach der Ein-
führung des Large Scale Voluntary Transfer 
durchgeführt. Im Gegensatz zur regressiven 
Privatisierungsdynamik im Landesdurch-
schnitt hat sich der Umfang von Privatisie-
rungen in London auch nach der Jahrtau-
sendwende erhöht und weist für die Jahre 

steigern – in der Folge stiegen die Mieten in 
den Council Houses um etwa 40 %.9

Der private Mietwohnungssektor ist seit 
dem Erlass des Housing Act (1989) weit-
gehend dereguliert. Für nur noch 5 % aller 
privaten Mietwohnungen gelten Mietregu-
lierungen, weil hier die meist älteren Verträ-
ge besondere Festlegungen enthalten. Ei-
nen allgemeinen Kündigungsschutz gibt es 
lediglich für 6 Monate und der größte Teil 
neuer Mietabschlüsse ist zeitlich befristet.10

Rechtliche Privatisierungsgrundlagen

Die Privatisierung in Großbritannien wur-
de zentralstaatlich beschlossen und ini
tiiert. Mit dem 1980 erlassenen Housing 
Act wurde ein „Right to Buy“ (Recht auf 
Kauf der Wohnung) für alle Mieter einge-
führt, die seit mindestens drei Jahren in 
Council Homes wohnen. Mit großzügigen 
Preisnachlässen von bis zu 70 % auf die Ver-
kehrswerte11 der Wohnungen setzte dieses 
Privatisierungsgesetz einen erheblichen 
Anreiz für den Erwerb von Wohnungen.12  
Die Wohnungsprivatisierung gilt als ein 
zentrales Element der umfassenden Libera-
lisierungspolitik, die von der konservativen 
Regierung Thatcher durchgesetzt wurde.13  
Mit zwei weiteren Gesetzen (1984: Housing 
and Building Control Act; 1985: Housing 
and Planning Act) wurde eine Erweiterung 
der möglichen Käufergruppen beschlos-
sen. Diese ersten gesetzlichen Regelungen 
der Wohnungsprivatisierung begünstigten 
vor allem den Kauf einzelner Wohnungen 
in Council Housing-Beständen.14 Doch im 
Gegensatz zu den hohen Privatisierungs-
quoten im Bereich der Ein- und Zweifamili-
enhäuser entschiedenen sich die Bewohner 
in den zusammenhängenden Wohnanlagen 
mit einer komplexen Baustruktur nur sel-
ten für den Erwerb ihrer Wohnungen. Ins-
besondere die langfristige Notwendigkeit 
einer einheitlichen Bewirtschaftung und 

Tabelle 2
Privatisierungsverlauf in London und England (ohne London)

Quellen: Stephens, Elsinga, Knorr-Siedow 2009: 107; GLA 2005: 35

London England (ohne London)

Wohnungen Anteil 
in %

Wohnungen Anteil 
in %

Bis 1985 67 300 23 533 700 36

1986–1990 41 500 14 444 500 30

1991–1995 39 600 14 152 400 10

1996–2000 59 400 21 187 600 13

2001–2005 79 200 28 144 800 10

Gesamt 287  000 100 1 463  000 100
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in die Bestände und für den Neubau von 
Sozialwohnungen infolge der neuen För-
dergesetzgebung ist eine Umkehrung dieser 
Entwicklung nicht zu erwarten. 

3	 Entstaatlichung und Privatisierung 
des Wohnraums in Warschau

Wohnungspolitische Rahmenbedingungen 

Die Wohnungsversorgung in Polen unter-
liegt durch die Einbettung in eine allge-
meine Transformationsdynamik seit Ende 
der 1980er Jahre einer grundlegenden und 
umfassenden Veränderung ihrer Rahmen-
bedingungen. Der Übergang von einer zen-
tralstaatlich organisierten Planwirtschaft 
in ein marktwirtschaftlich ausgerichte-
tes Wohnungswesen betrifft nicht nur die 
Eigentumsstrukturen der Wohnungsbe-
stände, sondern auch die institutionellen 
Rahmenbedingungen der Wohnungsbau-
finanzierung, Förderprogramme sowie die 
miet- und baurechtliche Gesetzgebung.20 
Bei der Neuordnung des Wohnungswesens 
in Polen nimmt die Privatisierung die zent-
rale Rolle ein. Bereits seit 1972 existierten in 
Polen gesetzliche Grundlagen zum Erwerb 
von staatlichen Wohnungsbeständen durch 
die Mieter und Mieterinnen. Doch bis 1985 
wurden lediglich 3 % der öffentlichen Woh-
nungsbestände privatisiert, da die Bewoh-
ner unter den Rahmenbedingungen einer 
sozialistischen Planwirtschaft dem Wohn-
eigentum nur eine geringe Bedeutung bei-
maßen. Durch großzügige Preisnachlässe in 
der zweiten Hälfte der 1980er Jahre konnte 
dieser Anteil auf etwa 10 % gesteigert wer-
den. Im Bereich der genossenschaftlichen 
Wohnungen21 lag der Anteil privatisierter 
Wohnungen deutlich höher (1993: 45 %). 
Verkauft wurden insbesondere die gut aus-
gestatten Wohnungen in besseren Lagen.22

Mit der politischen Wende Ende der 1980er 
Jahre wurde die Privatisierungspolitik ver-
stärkt. Eine der ersten Veränderungen des 
gesellschaftlichen Umbruchs nach dem 
Zusammenbruch des sozialistischen Ge-
sellschaftsmodells war die Übertragung 
staatlichen Eigentums an die neu gegrün-
deten Kommunalverwaltungen.23 Anfang 
der 1990er Jahre war die Wohnungsver-
sorgung mehrheitlich staatlich organisiert 
und nur 22 % der Wohnungen befanden 
sich in der Verwaltung privater Eigentümer, 
gleichwohl der eigentumsrechtliche An-

2001 bis 2005 sogar die höchste Privatisie-
rungsintensität seit Einführung des Right 
to Buy auf. Die knapp 80  000 privatisierten 
Wohnungen in diesem Zeitraum entspre-
chen fast 30 % der insgesamt in London pri-
vatisierten Council Housing-Wohnungen. 
Insbesondere die in diesem Zeitraum voll-
zogenen Übertragungen an Housing Asso-
ciations dürften für den späten Boom der 
Privatisierung verantwortlich sein. 

Privatisierungsfolgen

In dem vom Landesdurchschnitt abwei-
chenden Verlauf der Wohnungsprivati-
sierung in London werden zentrale stadt-
entwicklungspolitische Probleme der 
Privatisierung deutlich. Verkauft wurden 
zunächst typischerweise Häuser in Stadt-
randlagen mit Garten und weniger Woh-
nungen in den Innenstädten – bis 1990 lag 
der Anteil der veräußerten Wohnungen in 
Mehrfamilienhäusern und Wohnanlagen 
bei lediglich 10 % der insgesamt verkauften 
Wohnungen.16 Die räumlich ungleichen Pri-
vatisierungsschwerpunkte korrespondieren 
mit der sozialen Zusammensetzung der 
neuen Eigentümer: Insbesondere Haushal-
te mit mittleren und höheren Einkommen 
in Ein- oder Zweifamilienhäusern nutzten 
die Möglichkeit des Wohnungskaufs.17 Als 
ein Effekt der sozial selektiven Privatisie-
rungsdynamik verringerte sich allein bis 
1985 der Anteil von Haushalten des mittle-
ren und höchsten Einkommensdrittels in 
den Council Homes von 56 % auf 43 %. Im 
Gegenzug erhöhte sich der Anteil von Be-
wohnern und Bewohnerinnen mit gerin-
gen Einkommen.18 Der aktuelle Anteil von 
transferabhängigen Haushalten liegt bei 
71 %.19

Im Laufe der Privatisierung wurden die 
baulich attraktivsten Wohnungsbestände 
an die sozial besser gestellten Haushalte 
verkauft. Diese sozial exklusive und be-
standsbezogen ungleiche Privatisierung 
führte zu einer Residualisierung und Stig-
matisierung der Council Housing-Bestän-
de. Insbesondere die Gleichzeitigkeit einer 
Konzentration ökonomisch benachteiligter 
Haushalte und einer Konzentration der ver-
bleibenden Wohnungsbestände auf größere 
Wohnanlagen haben zur Entstehung von 
hochsegregierten sozialen Problemgebieten 
in den öffentlichen Wohnungsbeständen 
beigetragen. Durch die begrenzten finan-
ziellen Mittel für notwendige Investitionen 
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Wohnungsbestände (2002: 28 %) das zweit-
größte Segment der Wohnungsversorgung 
in Polen. Polnische Genossenschaften sind 
teilweise riesige Unternehmen mit bis zu 
100  000 Wohneinheiten.25 Berücksichtigt 
werden muss dabei jedoch der wachsende 
Anteil von Bewohnern in genossenschaft-
lich bewirtschafteten Wohnanlagen, die 
nach der Reform des Genossenschaftsge-
setzes von 2004 in Form von handelbaren 
Wohnrechten einen eigentumsähnlichen 
Wohnstatus erlangt haben. 

In Warschau, der Hauptstadt und größten 
polnischen Metropole, weisen der Woh-
nungsmarkt und auch die Veränderungen 
einige Besonderheiten aus. Typisch für ver-
städterte Wohnungsmärkte war Ende der 
1980er Jahre der Anteil von selbstgenutztem 
Wohneigentum mit lediglich 8 %, der deut-
lich geringer als im Landesdurchschnitt lag. 
Dafür war die Bedeutung der öffentlichen 
(45 %) und genossenschaftlichen Woh-
nungsbaugesellschaften (47 %) für die Woh-
nungsversorgung größer. Entsprechend 
weist das Privatisierungsvolumen höhere 
Werte als im Durchschnitt auf. Einen pri-
vaten Mietwohnungsmarkt hat es bis Ende 
der 1980er Jahre in Warschau faktisch nicht 
gegeben. Von den vormals staatlichen Woh-
nungsbeständen ist nur noch ein Drittel 
(16 % des gesamtstädtischen Wohnungsbe-
stands) auch heute noch in öffentlichem 
Eigentum und der Anteil von selbstgenutz-
tem Eigentum hat sich auf fast 40 % mehr 
als vervierfacht. Die Stadtentwicklung und 
der Wohnungsmarkt in Warschau sind also 
durch eine im Landesvergleich tiefgreifen-
dere Privatisierung geprägt.

Neben der Neuordnung der Eigentums-
verhältnisse wurden auch im Sektor der 
Wohnungsbauindustrie umfassende Ver-
änderungen durchgesetzt. Allein zwischen 
1990 und 1993 wurden 67 Wohnungsbau-
unternehmen privatisiert und 624 abgewi-
ckelt. Wohnungsbauaktivitäten werden seit 
Mitte der 1990er Jahre zu über 85 % von 
privaten Unternehmen getragen.26 In den 
1990er Jahren wurden Wohnungsbauaktivi-
täten wegen der komplizierten rechtlichen 
und institutionellen Rahmenbedingun-
gen des polnischen Wohnungsmarkts fast 
ausschließlich von polnischen Wohnungs-
unternehmen getragen.27 Nach der Jahr-
tausendwende öffnete sich die polnische 
Wohnungswirtschaft zunehmend für inter

teil von Wohneigentum mit 40 % deutlich 
höher lag. Etwa ein Drittel des polnischen 
Wohnungsbestands befand sich Anfang der 
1990er Jahre in staatlichem bzw. kommu-
nalem Eigentum, die genossenschaftlichen 
Wohnungen stellten mit etwa 25 % einen 
weiteren großen Anteil am Bestand. Pri
vate Mietwohnungen spielten mit lediglich 
4 % des gesamten Wohnungsmarkts für die 
Wohnungsversorgung in Polen nur eine un-
tergeordnete Rolle.24

Die seit Anfang der 1990er Jahre vollzoge-
nen Veränderungen der Eigentümerstruktu-
ren des polnischen Wohnungswesens sind 
im Wesentlichen als eine Übertragung von 
staatlichen und kommunalen Wohnungs-
beständen in privaten Wohnungsbesitz 
von Selbstnutzern und -nutzerinnen zu be-
schreiben. Während sich die öffentlichen 
Wohnungsbestände mit einem Rückgang 
von 30 % auf 11 % mehr als halbierten, stieg 
der Anteil selbstgenutzter Eigentumswoh-
nungen deutlich an. Die vergleichsweise 
große Bedeutung der Genossenschaften 
für die Wohnungsversorgung konnte seit 
Beginn des gesellschaftlichen Umbruchs 
sogar noch ausgeweitet werden. Die ge-
nossenschaftlich organisierte Wohnungs-
versorgung stellt nach dem Privateigentum 
(2002: 58 %) mit über einem Viertel der 

Tabelle 3
Veränderung der Eigentümerstrukturen des polnischen Wohnungsmarkts 
1990 bis 2002 (nach Anteil in %) 

Tabelle 4
Veränderung der Eigentümerstrukturen des Wohnungsmarktes in Warschau 
1988 bis 2007 (nach Anteil in %) 

Quellen: Stryk 1996; Markham 2003; RICS 2005 und eigene Berechnungen

Quellen: Muziol-Weclawowicz 1995, CSO 2010 und eigene Berechnungen

Mietwohnungen Genossen­
schaften**

Selbst­
genutztes 

Wohneigen­
tum

Gemein­
nütziger 

Wohnungs­
bau (TBS)

Staatliche/
kommunale*

Private 
Vermieter

1990 31 4 25 40 0

1994 25 5 28 42 0

2002 11 1 28 58 2

1990–2002 –20 –3 +3 +18 +2

* inklusive Werkswohnungen
** Inklusive Wohnungen mit handelbaren Wohnrechten

Mietwohnungen Genossen­
schaften**

Selbstgenutztes 
Wohneigentum

Staatliche/
kommunale)*

Private Vermieter

1988 45 0 47 8

2007 16 2 44 38

1988–2007 –29 +2 –3 +30

* inklusive Werkswohnungen
** Inklusive Wohnungen mit handelbaren Wohnrechten
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nationale Investoren und institutionelle An-
leger global agierender Finanzinstitute.28

Neben der ausreichenden Versorgung mit 
preiswerten und angemessenen Wohnun-
gen wird in Polen die notwendige Bestands
erneuerung der Altbaubestände als eine 
zentrale Herausforderung angesehen. Zwar 
gilt der Wohnungsbestand in Polen als rela-
tiv jung – mehr als die Hälfte aller Wohnun-
gen wurde nach 1970 errichtet –, dennoch 
weist er einen hohen Erneuerungsbedarf 
auf und ist vielfach auch zwanzig Jahre 
nach dem Ende des Sozialismus durch eine 
nicht mehr zeitgemäße Ausstattung ge-
prägt.29 Der größte Handlungsbedarf für Er-
neuerungsmaßnahmen besteht in den Alt-
bauquartieren der Städte. Mitte der 2000er 
Jahre galten 20 % der vor 1945 gebauten 
Wohnungen – insgesamt etwa 340  000 Woh-
nungen – als abbruchreif.30

Die Gründe des Investitionsstaus gehen 
nicht nur auf die Eigentumsverhältnisse 
und den Grad der Privatisierung zurück, 
sondern wesentlich auf die defizitäre Woh-
nungsbewirtschaftung. Noch im Jahr 2001 
wurden im Durchschnitt weniger als 70 % 
der Bewirtschaftungskosten kommunaler 
Wohnungen durch die realisierten Mietein-
nahmen gedeckt.31

Während die wohnungspolitischen Rah-
menbedingungen eine substanzerhaltende 
Bewirtschaftung durch die relativ strenge 
Mietgesetzgebung von 1994 einschränk-
ten, wurden für Investitionen in Neubau 
und Modernisierung seit 1992 mit Steuer-
begünstigungen Anreize gesetzt.32 In der 
Konsequenz konzentrierte sich das landes-
weite Neubauvolumen von durchschnitt-
lich etwa 100  000 Wohnungen pro Jahr fast 
ausschließlich auf den privaten Eigentums-
sektor und trägt zur sozialen Wohnungsver-
sorgung nur in sehr eingeschränktem Maße 
bei. Während sich die Neubauaktivitäten 
der Kommunen und der Genossenschaften 
seit Mitte der 1990er Jahre kontinuierlich 
reduziert haben, wächst die Bedeutung von 
professionellen Entwicklungsgesellschaften 
bei der Erstellung neuen Wohnraums. Woh-
nungsneubau erfolgt zumindest in den grö-
ßeren Städten überwiegend als Geschoss-
wohnungsbau in geschützten Wohnanlagen 
(Gated Communities). Dies wird auf die Si-
cherheitsaspekte mehretagiger Häuser und 
die günstigeren Baukosten im Vergleich 
zum Einfamilienhausbau zurückgeführt.33

Die Wohnungsprivatisierung in Polen ist 
also eingebunden in eine umfassende 
Transformationen des Wohnungswesens 
und muss in ihrer Bewertung stärker als in 
westeuropäischen Gesellschaften im Kon-
text einer grundlegenden gesellschaftlichen 
Neuordnung gesehen werden. 

Rechtliche Privatisierungsgrundlagen 

Wie in den anderen osteuropäischen Trans-
formationsgesellschaften auch stand die 
Privatisierung der Eigentumsverhältnisse 
und die Ökonomisierung der gesellschaft-
lichen Produktions- und Distributionsbe-
ziehungen im Zentrum der Veränderungen 
und Reformen Anfang der 1990er Jahre. 
Im Bereich des Wohnungswesens wurden 
grundlegende Eingriffe in die Eigentums-
verhältnisse mit einer Reihe von Geset-
zen und Vorordnungen auf der Ebene des 
Nationalstaats festgeschrieben. Neben Res
titutionsreglungen für die vom polnischen 
Staat nach 1945 enteigneten Grundstü-
cke34 wurde beschlossen, sämtliche staat-
liche Wohnungen den neu entstandenen 
Kommunen und Gemeindeverwaltungen 
zu übertragen. In einem zweiten Schritt 
auf dem Wege zu einer Privatisierung des 
Wohnungswesens wurden die gesetzli-
chen Grundlagen für den Erwerb von vor-
mals staatlichen und genossenschaftlichen 
Wohnungen durch die aktuellen Bewohner 
geschaffen.35 Die Gemeinden wurden ver-
pflichtet, ihre Wohnungen an kaufwillige 
Mieter und Mieterinnen zu übertragen.36

Während die gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen auf der nationalen Ebene geschaf-
fen wurden, fiel die tatsächliche Umset-
zung der Wohnungsprivatisierung in den 
Aufgabenbereich der Gemeinden. Die 
Massenprivatisierungen der kommunalen 
Wohnungsbestände setzten entsprechen-
de Grundbucheintragungen voraus, die 
zu diesem Zweck Anfang der 1990er Jahre 
vorgenommen wurden. In der Regel erfolg-
te die grundbuchrechtliche Zuordnung für 
die Grundstücke, indem die unmittelbaren 
Grundrisse der Häuser abgebildet wurden. 
Wege auf den Grundstücken, Hofflächen 
und die dazugehörigen Infrastrukturen 
blieben den Gemeinden zugeordnet.37

Das Angebot zum Verkauf der Wohnungen 
an die aktuellen Bewohner galt auch für die 
genossenschaftlichen Wohnungsbestände 
und wurde hier abweichend von den sonst 
praktizierten Umwandlungen in selbstge-
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munalwohnungen lediglich fünf Prozent-
punkte.40 In der zweiten Hälfte der 1990er 
hingegen betrug der Anteil der privatisier-
ten Kommunalwohnungen fast 15 % des 
Gesamtwohnungsbestands, während der 
Privatisierungsumfang in den Genossen-
schaftswohnungen nur noch 5 % erreichte. 
Während also zu Beginn der Privatisierung 
insbesondere Bewohner und Bewohnerin-
nen in den Genossenschaftsanlagen Ge-
brauch von der Kaufoption machten, ver-
lagerte sich das Privatisierungsgeschehen 
später auf die vormals staatlichen Bestände.

Privatisierungsfolgen

Die weitgehende Auflösung und Privatisie-
rung staatlicher und genossenschaftlicher 
Wohnungsbestände haben tiefgreifende 
Auswirkungen auf die Wohnungsversor-
gung und Stadtentwicklung in Polen. Der 
Zugang zu Wohnungen wird heute über-
wiegend über individuelle Eigentumsrech-
te bzw. Wohnrechte vermittelt, so dass die 
Transformation des Wohnungswesens im 
Kern als Entsozialisierung und Individuali-
sierung beschrieben werden kann. Im Ge-
gensatz zu den früher üblichen politischen 
und administrativen Entscheidungen sind 
die Wohnverhältnisse heute von den indi-
viduellen Dispositionen der Eigentümer 
abhängig. Solche Prozesse der Individuali-
sierung gehen regelmäßig mit der Spaltung 
in Verlierer und Gewinner einher. Auch in 
den polnischen Städten haben sich mit der 
Privatisierung neue Verteilungsprinzipien 
durchgesetzt, so dass vor allem die ökono-
mischen Ressourcen der Haushalte über 
die Wohnqualität entscheiden. Insbeson-
dere in größeren polnischen Städten wie 
Warschau drückt sich diese Ausgangslage in 
verstärkten sozialräumlichen Segregations-
prozessen aus.41

Der Umfang und der Verlauf der Privatisie-
rung haben für die Herausbildung differen-
zierter Wohnungsbestände eine zentrale 
Bedeutung. Tuna Tasan etwa beschreibt in 
Bezug auf die Grundstückpreise die Heraus-
bildung von drei verschiedenen Preiszonen 
in Warschau: einen von Neubauprojekten 
geprägten hochpreisigen CBD (Central Bus-
sines District) und zwei Niedrigpreiszonen 
im Westen und Osten der Stadt.42 In ande-
ren Studien wird darüber hinaus eine klein-
teilige Fragmentierung von Luxuswohn-
segmenten, verfallenden Quartieren und 
Gated Communities beschrieben.43

nutzte Eigentumswohnungen in Gestalt 
von handelbaren Wohnrechten (Rights of 
Occupancy) vollzogen.38 Die Privatisierung 
im Genossenschaftssektor beschränkte sich 
auf die Nutzungsanrechte der Wohnun-
gen, ohne die Struktur der Genossenschaft 
selbst dabei aufzulösen. Die nach 1945 ge-
gründeten Genossenschaften sind über-
wiegend Eigentümer von Plattenbaube-
ständen, die in der Regel auf kommunalen 
Grundstücken oder staatlich verwalteten 
Privatgrundstücken errichtet wurden. Diese 
Trennung der Wohnungsbestände von den 
Grundstücken hat bis heute Bestand und 
erschwert die städtebauliche Entwicklung 
der Wohnanlagen ebenso wie die Veräuße-
rung größerer Wohnungsbestände.

Verlauf und Struktur der  
Wohnungsprivatisierung 

Bei der Privatisierung von kommunalen, ge-
nossenschaftlichen und Werkswohnungen 
wurden den Mietern Preisnachlässe von bis 
zu 20 % des Verkehrswerts angeboten. Da es 
bereits in den 1980er Jahren in den genos-
senschaftlichen Wohnungsbeständen Er-
fahrungen von eigentumsähnlichen Wohn-
formen gab, vollzog sich die Privatisierung 
an die Mieter hier schneller als in den ande-
ren Wohnungsmarktsektoren. Waren 1988 
lediglich 18 % der genossenschaftlichen 
Wohnungen von den Wohnrechts-Eigentü-
mern bewohnt, stieg dieser Anteil bis 1995 
auf 48 %.39 Bis 2001 wurden 67 % des ge-
nossenschaftlichen Wohnungsbestands an 
die Bewohner verkauft, ohne dass die ge-
nossenschaftliche Organisationsform dabei 
aufgelöst wurde. 

Bezogen auf den Gesamtwohnungsbestand 
entsprechen die Privatisierungsquoten des 
Genossenschaftssektors etwa 18 % und im 
Bereich der Kommunalwohnungen 20 %. 
Damit waren im Zeitraum einer Dekade 
(1990 bis 2002) fast 40 % aller Wohnungen 
von Privatisierungsprozessen betroffen und 
nur noch knapp 20 % aller Wohnungen un-
terliegen vollständig einer öffentlichen bzw. 
genossenschaftlichen Eigentumszuordnung.

Die Auflösung der öffentlichen und genos-
senschaftlichen Wohnungsbestände vollzog 
sich in zwei voneinander unterscheidbaren 
Etappen. Standen im Zeitraum bis 1996 
mit 13 % (am Gesamtbestand) vor allem 
Genossenschaftsbestände im Zentrum der 
Privatisierungsaktivitäten, betrug das Pri-
vatisierungsvolumen im Bereich der Kom-
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weisen Gzregorz Weclawowicz und Kolle-
gen neben der unterschiedlichen Bau- und 
Siedlungsgeschichte auch auf die unter-
schiedlichen Privatisierungsraten. Insbe-
sondere die stärker von Genossenschaften 
geprägten Wohnsiedlungen weisen höhere 
Eigentümerquoten, einen besseren Stan-
dard und eine statushöhere Sozialstruktur 
auf. 

Die Entwicklung der Quartiere verlief mit-
hin dort positiver, wo die Privatisierung in 
Form von dauerhaften und handelbaren 
Wohnrechten erfolgte und nicht zu einer 
institutionellen und organisatorischen 
Zersplitterung der Eigentümer- und Ver-
waltungsstrukturen führte. Insbesondere 
die ehemals staatlichen und kommunalen 
Wohnungsbestände zeigen, dass die Über-
tragung des Eigentums – insbesondere in 
der Art und Weise der Übertragung – an die 
Bewohner und Bewohnerinnen für die He-
rausforderungen der Wohnungsversorgung 
und der Bestandserneuerung keine oder 
nur geringe Lösungspotenziale bot.

4	 „Offer to By“: Privatisierung in 
Amsterdam

Wohnungspolitische Rahmenbedingungen

Der Wohnungsmarkt in Amsterdam ist in 
vielen Punkten mit dem in Berlin vergleich-
bar. Auch in der holländischen Hauptstadt 
gibt es eine geringe Eigentumsquote (17%), 
einen hohen Anteil an Sozialwohnungen 
(57 %) und die lange Tradition einer so-
zialen Wohnungspolitik. Die Privatisie-
rungsverfahren und auch die Folgen un-
terscheiden sich indes deutlich. Trotz der 
politischen Forcierung von Wohnungsver-
käufen kommt die Privatisierung in Amster-
dam bisher nur schleppend in Gang.

In den Niederlanden ist sozialer Wohnungs-
bau kein öffentlicher Wohnungsbau, denn 
die Sozialwohnungen gehören privaten 
Organisationen, werden von ihnen gebaut 
und verwaltet. Ein Wohnungsgesetz (Wo-
ningwet) von 1901 brachte erstmals die 
Kategorie der „toegelaten instelling“ (zu-
gelassenen Institution) hervor, die für die 
Verbesserung der Wohnungsversorgung 
gegründet wurden. Diese Organisationen 
waren und sind bis heute Non-Profit-Orga-
nisationen. Sie müssen ihre Überschüsse 
in den Wohnungsbau (re)investieren und 
sind damit vergleichbar mit den gemein-

Die Zonierung und Fragmentierung des 
Warschauer Stadtgebiets geht auch auf die 
Privatisierung im Bereich des Wohnungs-
wesens zurück. So waren die Innenstadt-
randbereiche von erhöhten Anteilen an 
kommunalen Wohnungsbeständen geprägt. 
Die dort vollzogene Privatisierung hat zu 
einer unübersichtlichen Eigentumsstruktur 
beigetragen und stellt heute eine Hürde für 
flächenhafte Bestandserneuerungen und 
Entwicklungsmaßnahmen dar. „Außer des 
Gemeindeeigentums (Wohnungen, Häu-
ser, Hofbereiche) gibt es privates Eigen-
tum an Gebäuden mit Grund und Boden 
(Erwerb von ganzen Häusern von der Ge-
meinde durch Neueigentümer, wie auch 
Restitutionen), Eigentum von Wohnungs-
eigentümergemeinschaften in Häusern auf 
‚Umrissgrundstücken’ mit und ohne Ge-
meindebeteiligung, wie auch Eigentum an 
Wohnungen ohne Grund und Boden.“44

Insbesondere die Erneuerung von Altbau-
beständen gilt als nahezu aussichtsloses 
Unterfangen, da für die Festlegung umfas-
sender Sanierungsgebiete die finanziellen, 
organisatorischen und planungsrechtlichen 
Grundlagen fehlen. Erst mit der 2005 libe-
ralisierten Mietgesetzgebung und der fak-
tischen Freigabe der Mietpreisfestlegung 
für den privaten Mietwohnungssektor45 
wurden wohnungswirtschaftliche Investi-
tionsanreize geschaffen. Insbesondere in 
guten Lagen wurden damit auch umfang-
reiche Modernisierungsmaßnahmen zu 
einem lohnenden Geschäftsmodell. Wegen 
des relativ kleinen Umfangs des privaten 
Mietwohnungssektors bleiben Verdrän-
gungsprozesse durch Modernisierungen 
jedoch auf kleine Enklaven beschränkt und 
gehobene Wohnsegmente entstehen nach 
wie vor eher im Neubausektor46 und immer 
häufiger auch in den vielfach entwickelten 
Gated Communities47. Selbst in symbolisch, 
kulturell und funktional aufgewerteten 
Stadtvierteln wie Stara Praga wird wegen 
des weiterhin hohen Anteils kommunaler 
Wohnungen eine schnelle Gentrification im 
Sinne einer wohnungswirtschaftlichen In-
wertsetzung ausgeschlossen.48

Auch für die Warschauer Großwohnsied-
lungen werden differenzierte Entwicklungs-
trends beschreiben: Neben Verfallszenarien 
in vielen Siedlungen (wie etwa Wrezeciono)49 
wird auch über Aufwertungsdynamiken 
(etwa in Ursynow)50 berichtet. Als Ursache 
für unterschiedliche Entwicklungen ver-
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Wohnungsvergabe charakterisiert, die bis 
vor kurzem sogar private Eigentümer au-
ßerhalb des sozialen Wohnungsbaussektors 
mit einschloss.54

Privatisierungsgrundlagen

Diese Rolle der Regierung änderte sich in 
den 1980er Jahren. Zum einen wurde die 
Vorstellung fallengelassen, eine Gesellschaft 
bis zum kleinsten Detail durch Regelungen 
lenken zu können. Zum anderen führte das 
wachsende Haushaltsdefizit der Staatskas-
se von einer Kürzung zur nächsten. Wegen 
der stetigen, wenn auch langsamen Redu-
zierung des Wohnungsmangels verlor der 
soziale Wohnungsbau zudem seinen politi-
schen Stellenwert. 

Obwohl die Wohnungssituation in Amster
dam nach wie vor angespannt war und 
Wohnungssuchende im sozialen Mietwoh-
nungsbestand lange Wartezeiten in Kauf 
nehmen mussten, unternahm die Regie-
rung 1989 mit dem sog. Weißbuch „Woh-
nen in den Neunzigern“ erste Schritte eines 
Rückzugs aus dem Wohnungsmarkt. Durch 
verschiedene Beschlüsse in den 1990er Jah-
ren wurde die Abhängigkeit der Wohnungs-
bauvereinigungen von der Zentralregierung 
weitgehend aufgelöst. Die bedeutsamste 
Änderung war 1995 die Einführung des sog. 

„Brutering“ (Ausgleich), bei dem die ein-
geplanten Fördergelder für mehrere Jahre 
nunmehr einmalig in Form staatlicher Dar-
lehen ausgezahlt wurden. Mit der Einfüh-
rung des Brutering sollten nur noch wenige 
finanzielle Abhängigkeiten zwischen Regie-
rung und den Wohnungsbauvereinigungen 
bestehen bleiben.55 Diese Politik wurde 
Ende der 1990er Jahre verstärkt und wird 
in den kommenden Jahren weitergeführt 
werden. Das zentrale politische Dokument 
in diesem Zusammenhang ist das „Weiß-
buch Wohnungen 2000“. Darin werden die 
Deregulierung des Wohnungsmarkts, die 
Stärkung der Bewohnerbeteiligung und 
größere Auswahlmöglichkeiten für Woh-
nungssuchende sowie die Förderung von 
Wohneigentum und der Verkauf eines Teils 
des Sozialwohnungsbestands als Kernziele 
der Wohnungspolitik formuliert.56

Bis in die frühen 1990er Jahre war die Idee 
des Verkaufs von Sozialwohnungen in der 
niederländischen Politik völlig undenkbar. 
Die wenigen Versuche, die bis zum dama-
ligen Zeitpunkt unternommen wurden, 
waren ziemlich halbherzig.57 Ein Mentali-

nützigen Unternehmen, wie es sie in der 
alten Bundesrepublik Deutschland bis 1989 
gegeben hat. Wie in den Niederlanden üb-
lich, entwickelten sich diese Organisatio-
nen nach dem Prinzip der sog. „Verzuiling“ 
(Versäulung). Das bedeutet, jede gesell-
schaftliche Gruppe gründete ihre eigenen 
Wohnungsbauvereinigungen. Dem Wesen 
nach sind diese privaten Wohnungsbau-
vereinigungen mit den Organisationen des 
öffentlichen Wohnungsbaus in anderen eu-
ropäischen Ländern vergleichbar.

Nach dem 2. Weltkrieg gab es in den Nieder-
landen einen ernsthaften Wohnungsman-
gel, der eine neue Phase in der Geschichte 
des sozialen Wohnungsbaus einleitete. Die 
Regierung übernahm die zentrale Leitung 
für die Sozialpolitik einschließlich des 
Wohnungsbaus. Obgleich die Wohnungs-
bauvereinigungen bereits privatrechtlichen 
Regulierungen unterlagen, wurden sie nun 
in zunehmendem Maße auch einer öffent-
lichen Regulierung unterstellt.51 In der Pra-
xis entwickelten sich die Wohnungsbauver-
einigungen zu Zweigniederlassungen der 
Regierung: Die Regierung legte die Mieten 
fest, setzte über die Förderprogramme sehr 
detaillierte Bauauflagen durch und die Lo-
kalverwaltungen griffen in die Auswahl der 
Architekten ein, kontrollierten die Bauver-
träge und überwachten die Bauarbeiten.

In Amsterdam war 2001 mit 57 % die Mehr-
zahl des Wohnungsbestands im Besitz von 
gemeinnützigen Wohnungsvereinigungen. 
Dieser Anteil ist deutlich höher als in den 
restlichen Niederlanden (37 %); der An-
teil von selbstgenutztem Eigentum ist mit 
17 % entsprechend geringer als im Landes-
durchschnitt (50 %).52 Dies wurde und wird 
von den Privatisierungsbefürwortern als 
Ergebnis fehlender Verkaufsangebote inter-
pretiert, und Umfrageergebnisse scheinen 
ihnen Recht zu geben: Bereits 1998 hatten 
22 % aller Mieter (66  500 Haushalte) ange-
geben, sich für den Kauf ihrer Wohnung 
zu Marktpreisen zu interessieren.53 Jedoch 
die Umwandlung in und Förderung von 
Wohnungseigentum sind in Amsterdam 
bis heute politisch sehr empfindliche An-
gelegenheiten, nicht zuletzt, weil sie einen 
fundamentalen Bruch mit der wohnungs-
politischen Tradition der Stadt signali-
sieren. Diese war über Jahrzehnte durch 
weitreichende staatliche Eingriffe in Form 
des sozialen Wohnungsbaus, durch Mie-
tensubventionen und öffentlich geregelte 
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Die Gründe für die Verzögerung der Privati-
sierungaktivitäten sind in den komplizier-
ten Genehmigungsverfahren, unwilligen 
Stadtbezirksverwaltungen und Wohnungs-
bauvereinigungen sowie dem baulichen Zu-
stand der Sozialwohnungen zu finden. Aber 
auch wohnungswirtschaftliche Barrieren 
erschwerten den Verkauf: Da Verkäufe nur 
von leer stehenden Wohnungen oder an die 
Bestandsmieter erlaubt sind, stehen die ge-
ringe Fluktuation insbesondere in den be-
liebteren Wohngebieten des sozialen Woh-
nungsbaus sowie die hohen Kaufpreise der 
Privatisierung entgegen. Die zu erwarten-
den monatlichen Abzahlungsraten für die 
Hauskaufkredite betragen je nach Lage das 
Zwei- bis Vierfache der derzeitigen monat-
lichen Mietpreise. In einigen populären Ge-
bieten müssen die Bewohner für ihre Woh-
nungen sogar mit monatlichen Zahlungen 
(auch wenn alle möglichen Steuervorteile 
berücksichtigt werden) bis zur sechsfachen 
Höhe ihrer bisherigen Miete rechnen. Ein 
Anreiz und die Möglichkeit zum Wohnungs-
erwerb wurden so für die attraktivsten Ge-
biete mit den höchsten Bodenpreisen prak-
tisch ausgeschlossen.59

Der Umfang des Verkaufs von Sozialwoh-
nungen unterscheidet sich zwischen den 
Stadtbezirken beträchtlich. Die meisten 
Wohnungen (2 369 Einheiten) wurden in 
Zuidoost, einem weniger begehrten Stadt-
teil, und in dem ebenfalls nur mäßig belieb-
ten Stadtteil Noord (2 047 Einheiten) ver-
kauft, während die verkauften Wohnungen 
in den populäreren Bezirken lediglich zwi-
schen 259 (Slotervaart/Overtoomse Veld) 
und 601(Zeeburg) Einheiten betragen.60 

Der Verkauf der Sozialwohnungen insbe-
sondere in den weniger beliebten Stadtvier-
teln vermehrte nicht nur die Anzahl selbst-
nutzender Eigentümer, sondern erweiterte 
den in den Niederlanden sehr teuren Eigen-
tumsmarkt zugleich um erschwingliche An-
gebote. Von den Privatisierungen erfolgten 
30 % an Bestandsmieter, die anderen 70 % 
wurden bei Wohnungsleerstand verkauft. 
Wegen der verhältnismäßig niedrigen Prei-
se sind neue Hauseigentümer im Durch-
schnitt nicht nur jünger als die ehemaligen 
Mieter, sondern auch jünger als neue Haus-
eigentümer im privaten Sektor. Zudem gilt 
die Privatisierung in Amsterdam als fami-
lienfreundlich. Die Anzahl der Haushalte 
mit wenigstens drei Mitgliedern unter den 
Käufern und Käuferinnen von Sozialwoh-

tätswandel setzte sich erst durch, als die 
holländische sozialdemokratische Partei 
(PvdA) ihren Plan angekündigte, die Woh-
nungsbauvereinigungen vergleichbar dem 
britischen Right to Buy-Modell zu zwingen 
und eine Million von ihren ungefähr drei 
Millionen Sozialwohnungen zu verkaufen. 
Nach vielen Diskussion wurde die Right to 
Buy-Idee fallengelassen und ein gemäßig-
ter Plan entwickelt, der als „Offer to Buy“-
Modell (Angebot zum Kauf der Wohnung) 
die Subvention des Wohnungserwerbs für 
Haushalte mit geringen Einkommen be-
inhaltete. Diese Initiative wurde später in 
dem Gesetz zur Förderung von Wohnei-
gentum (BEW) (das 2000 beschlossen wur-
de und seit 2001 in Kraft ist) und dem sog. 

„Grundsatzdokument Wohnen 2000“ aufge-
griffen. Eines der Hauptziele ist die Steige-
rung des Anteils selbstgenutzten Eigentums 
in den Niederlanden auf 65 % bis 2010. Da 
die Eigentumsquoten in den größeren Städ-
ten am niedrigsten sind, wird die Förde-
rung des Eigentums in diesen Städten als 
besonders wichtig angesehen. 

Gegen den Widerstand und Unwillen der 
Wohnungsbauvereinigungen und Kommu-
nen forderte das Wohnungsbauministerium 
dazu auf, konkrete Verkaufspläne zu ent-
wickeln. In Amsterdam wurde diese minis-
terielle Anordnung zur Privatisierung der 
Sozialwohnungen in zwei getrennten Be-
schlüssen umgesetzt. Drei Vereinbarungen, 
die von der Amsterdamer Föderation der 
Wohnungsbauvereinigungen, der Stadtver-
waltung, den Gebietsverwaltungen und der 
Amsterdamer Mietervereinigung ausgehan-
delt wurden, legten den Verkauf von insge-
samt über 40  000 Wohnungen bis 2016 fest. 
In diesen Privatisierungsvereinbarungen 
wurden für jeden Stadtbezirk spezifische 
Verkaufsquoten festgelegt. Damit sollte ins-
besondere das Umwandlungsgeschehen in 
den attraktiven Innenstadtquartieren ein-
geschränkt werden.

Verlauf und Struktur der  
Wohnungsprivatisierung

In den ersten Jahren (1998 bis 2000) war das 
Verkaufsgeschehen von Sozialwohnungen 
in Amsterdam sehr verhalten: Es wurden 
nur 2  226 Sozialwohnungen verkauft. Seit-
her ist die Anzahl der verkauften Wohnun-
gen jedoch rasch gestiegen und hat sich auf 
dem Niveau von etwa 2  000 Wohnungen 
pro Jahr konsolidiert.58
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senschaftler, kritisierte diese politische 
Privatisierungsförderung: „Die politische 
Rhetorik scheint zu sein ‚je mehr Eigen-
tum, um so besser‘. Zuerst richtet die Re-
gierung steuerliche Begünstigungen für 
den Kauf ein und dann wird eben dieses 
als Alibi zur Förderung des Wohneigen-
tums herangezogen. Dies ist gefährliche 
Zirkularlogik.“62 Denn ungeachtet der posi
tiven Ergebnisse der Verkaufspolitik im 
Bereich der Eigentumswohnungen gibt es 
die deutliche Gefahr, dass Mietwohnen 
zu einer Angelegenheit für Haushalte mit 
niedrigen Einkommen wird. Die holländi-
schen Sozialwohnungsbestände sind bis-
her verhältnismäßig heterogen und damit 
weniger stigmatisiert. Mit dem Verkauf von 
Sozialwohnungen droht sich diese Struktur 
aufzulösen – Marginalisierung und Rück-
ständigkeit der Sozialsiedlungen wären die 
vorhersehbaren Ergebnisse.63

5	 Zusammenfassung

Die drei Beispiele London, Warschau 
und Amsterdam zeigen sehr verschie-
dene Verfahren und Verlaufsformen der 
Wohnungsprivatisierung und verweisen 
auf unterschiedliche Effekte für die Woh-
nungsversorgung und die Stadtentwick-
lung. Unterschiede basieren vor allem auf 
unterschiedlichen wohnungspolitischen 
Traditionen, der unterschiedlichen Bedeu-
tung von stadt- und kommunalpolitischen 
Instanzen in der Steuerung und Durchfüh-
rung der Privatisierung und den jeweils 
spezifischen wohnungspolitischen Rah-
menbedingungen.

Die Privatisierung in Großbritannien und 
London betrifft mit den kommunalen Woh-
nungsbeständen (Council Housing) das 
zentrale Steuerungsinstrument der briti-
schen Wohnungspolitik zur Sicherstellung 
einer sozialen Wohnungsversorgung. Die 
Privatisierungsentscheidung wurde auf na-
tionalstaatlicher Ebene getroffen und Städ-
te und Kommunen hatten faktisch keine 
administrativen Steuerungsmöglichkeiten 
bei der Durchführung der Privatisierung. 
Die Privatisierung ging mit einer Libera-
lisierung des Miet- und Städtebaurechts 
einher und die Reduktion sozialer Woh-
nungsbaubestände konnte von den neu 
gegründeten gemeinnützigen Wohnbauträ-
gern (Housing Associations) nur zum Teil 
kompensiert werden.  

nungen ist höher als in anderen Eigen-
tumswohnungen und auch höher als in den 
Mietwohnungen der Wohnungsbauverei-
nigungen. Damit verbunden ist auch eine 
effizientere Ausnutzung des Wohnraums  – 
angesichts der weiterhin angespannten 
Wohnungssituation in Amsterdam ein zen
trales wohnungspolitisches Ziel.

Obwohl die Anzahl der Verkäufe viel gerin-
ger ausfiel als erwartet, sollte das Privatisie-
rungsgeschehen nicht unterschätzt werden. 
In den letzten Jahren wurden drei Viertel 
aller verkauften Eigentumswohnungen in 
Amsterdam von Wohnungsbauvereinigun-
gen verkauft. Nur ein Viertel des gesamten 
Eigentumsmarkts ging auf Transaktionen 
privater Hausbesitzer zurück. Vor diesem 
Hintergrund ist es keine Überraschung, 
dass der Anteil an Eigentumswohnungen 
in Amsterdam jedes Jahr um etwa 1 % zu-
nimmt und inzwischen bei 21,1 % liegt. Wie 
andere selbstgenutzte Eigentumswohnun-
gen in der Stadt auch, sind auch die Sozial-
wohnungen mehrheitlich an Amsterdamer 
Bürger und Bürgerinnen verkauft worden 
und nur in Ausnahmefällen an Zugezoge-
ne aus anderen Teilen des Landes. Auch der 
Anteil ethnischer Minderheiten, die ehema-
lige Sozialwohnungen kaufen, ist höher als 
der Anteil ethnischer Minderheiten, die in 
den privatwirtschaftlichen Segmenten des 
Wohnungsmarkts Wohnungseigentum er-
werben. 

Privatisierungsfolgen

Insgesamt profitierten vom Verkauf der So-
zialwohnungen demnach Haushalte mit 
mittleren Einkommen, größere Haushalte, 
ethnische Minderheiten und lokale Anwoh-
ner. Das Profil der Hauseigentümer in Ams-
terdam wird vielfältiger, weil sich der Ver-
kauf von Sozialwohnungen an Nutzer und 
Nutzerinnen richtet, die sonst im Bereich 
des selbstgenutzten Eigentums unterreprä-
sentiert sind.61

In allen neueren wohnungspolitischen 
Dokumenten (auf der nationalen Ebene 
ebenso wie auf der lokalen) wird Eigentum 
als positiv angesehen. Eigentumserwerb 
wird mit Steueranreizen gefördert und hat 
dadurch zu einer gestiegenen Attraktivi-
tät von Eigentumswohnungen beigetragen. 
Diese wird nun wiederum als Begründung 
für höhere Privatisierungsquoten herange
zogen. Hugo Priemus, einer der bekann-
testen niederländischen Wohnungswis-
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stadtpolitische Problemlagen weniger in 
den privatisierten Beständen als vielmehr 
in den kommunalen Restbeständen auf-
treten. Auch ohne die selektiven Privatisie-
rungsmechanismen des britischen Right to 
Buy sollte die Betrachtung der im Umfang 
deutlich verringerten öffentlichen Woh-
nungsbestände nicht aus den Augen ver-
loren werden. Die durch den Verkauf redu-
zierten Handlungsmöglichkeiten stehen 
auch in einigen deutschen Städten einem 
gewachsenen Versorgungsauftrag insbeson-
dere für einkommensschwache Haushalte 
gegenüber. Diese Entwicklungen sollten in 
die Gesamtbeurteilung der Privatisierungs-
folgen verstärkt einbezogen werden.

Das Beispiel der massenhaften Übertra-
gung öffentlichen Eigentums an selbstnut-
zende Eigentümer in Polen verdeutlicht 
die Probleme einer fragmentierten Eigen-
tümerstruktur für städtische Umbau- und 
Erneuerungsprojekte und die Gefahren 
der sozialen Spaltung als Effekt einer Indi-
vidualisierung der Wohnungsversorgung. 
Die polnischen Genossenschaften hin-
gegen stehen für ein Modell, in dem die 
eigentumsrechtliche Privilegierung des 
Einzeleigentums mit größeren und hand-
lungsfähigen Verwaltungs- und Manage-
mentstrukturen verbunden wird, die keine 
eigenständigen Verwertungsinteressen ver-
folgen.  

Die Privatisierung in Amsterdam zeigt, dass 
eine städtische Steuerung von Privatisie-
rungsvorgaben durchaus mit stadtentwick-
lungspolitischer Verantwortung verbunden 
werden kann. Zentraler Ausgangspunkt der 
räumlichen Steuerung der Privatisierungs-
aktivitäten war letztendlich eine politisch 
ausgehandelte Güterabwägung zwischen 
den erwarteten Verkaufseinnahmen und 
den sozialen und sozialräumlichen Effekten 
der Privatisierung.

Auch wenn eine unmittelbare Übertragung 
der internationalen Erfahrungen für den 
Umgang mit den Privatisierungen im Woh-
nungsbereich in Deutschland nicht im Sin-
ne von Best Practices erfolgen kann, bietet 
die Auseinandersetzung mit den Beispie-
len Anregungen für neue Perspektiven und 
mögliche Folgeeffekte, die in der bisheri-
gen Privatisierungsfolgenforschung hierzu
lande fehlen.   

Die Privatisierung in Polen und Warschau 
ist eingebettet in eine umfassende Neu-
ordnung eines sozialistischen und plan-
wirtschaftlichen Wohnungswesens. Auch 
hier wurde die rechtliche Grundlage auf 
der nationalstaatlichen Ebene geschaf-
fen und die Kommunen und Stadtverwal-
tungen hatten über die Grundbuchämter 
lediglich bei der Festlegung der zu priva-
tisierenden Grundstückszuschnitte Gestal-
tungsmöglichkeiten. Die Orientierung an 
der Sicherung der öffentlichen Zuordnung 
von Hof-, Frei- und Wegeflächen hat zu ei-
ner teilweise chaotischen Fragmentierung 
der Eigentumsstrukturen in den polnischen 
Städten beigetragen, die insbesondere für 
Erneuerungsmaßnahmen und Gebietsent-
wicklungen eine ernsthafte Barriere dar-
stellt. Die Privatisierung in Polen geht mit 
einer Ökonomisierung aller Bereiche des 
Wohnungssektors einher und verstärkt in 
der Konsequenz die sozialräumlichen Spal-
tungsdynamiken in den Städten.

Die Privatisierung in den Niederlanden und 
Amsterdam betrifft mit den Wohnungsbau-
vereinigungen ein zentrales Instrument der 
sozialen Wohnungsversorgung. Anders als 
in den anderen Fallbeispielen wurden von 
der nationalstaatlichen Regierung aber kei-
ne pauschalen Privatisierungsbeschlüsse 
getroffen, sondern von den Regionen und 
Städten zu erfüllende Privatisierungsquo-
ten festgelegt. Die Auswahl der Wohnungen 
und die Gestaltung der Verfahren oblagen 
der kommunalpolitischen Verantwortung, 
die im Fall von Amsterdam zu einer Betei-
ligung der Wohnungsbauvereinigungen 
und Mieterverbände genutzt wurde. Die 
Festlegung der Privatisierungsobjekte er-
folgte unter expliziter Berücksichtigung der 
stadträumlichen Effekte, auch wenn sich in 
der Konsequenz der Umfang sozialer Woh-
nungsbestände deutlich verringerte.

Ein systematischer Vergleich der adminis-
trativen Struktur und Durchführung der 
Privatisierung verdeutlicht, welche unter-
schiedlichen Ausprägungen die Wohnungs-
privatisierung in verschiedenen Ländern 
und Städten haben kann. Dennoch erschei-
nen einige Einzelaspekte interessant für die 
hiesige Diskussion zum Thema der Woh-
nungsprivatisierung, weil sie helfen, die 
Perspektive auf das Phänomen zu ändern 
und zu erweitern.

Das Beispiel der Council Housing-Privati-
sierung verweist darauf, dass sozial- und 
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